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Wicntige Änderung in der KranKn-
versicherung

Nach den Vorschriften des § 216 RVO,
Abs. 3, ruht der Anspruch auf Kranken¬
geld, so a. re die Arbe tsunfähigkeit der
Korse nicht" gemeldet wird. Das galt je¬
doch nicht, wenn die Meldung innerhalb
ei :er Woc^e nach Beginn der Arbeitsun¬
fäh' ^keit er olgte.
Mit dem Ge etz über Aenderungen in

der Kläcken- u rd Unfallversicherung vom
27. 1. 1950, ABI. 1950, S. 12, hat § 216, Ab¬
satz 3, fo’gende Fassung erhalten:

„Die Versicherten sind verpflichtet,
den Beginn einer Arbeitsunfähigkeit
durch Vorlage der ärztlichen Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung unverzüglich
dem Versicherungsträger anzuzeigen.
Geht die Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung erst nach Ablauf von vier Tagen,
vom Beginn der Arbeitsunfähigkeit an
gerechnet, bei dem Versicherungsträger
ein, so ruht der Anspruch auf Kranken¬
geld bis zum Tage des Eingangs der
Meldung. Kann der Versicherte glaub¬
haft nachweisen, daß die verspätete
Meldung durch andere Umstände als
pflichtwidriges Verhalten, das von ihm
selbst oder seinen Beauftragten ver¬
schuldet wurde, erfolgte, so kann das
Krankengeld ganz oder teilweise rück¬
wirkend gewährt werden. Außerdem
kann in besonderen Ausnahmefällen
Krankengeld für die zurückliegende Zelt
für wenigstens eine Woche vor derMel¬
dung zugebilligt werden.“
Also nicht mehr spätestens nach Ab¬

lauf einer Woche, sondern innerhalb vier
Tagen nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit
ist die von dem bahandelnd^n. Arzt aus-
zusteiiende Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung der zuständigen Kreisversicherungs-
crustalt vorzulegen.

!htielkasim
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Frankierung. Wir erhalten häufig unrichtig
frankierte Post. Manche Briefe sind zu hoch,
andere zu niedrig frankiert, innerhalb des
Saarlandes kostet ein Brief bis 20 gr. 15 Frs,
die Postkarte 12 Frs. Porto.

Voi Gewährung der Berechtigungskohle für die
saarländische Bevölkerung

bi mehreren Eingaben und in verschieb
denen Besprechungen hatte sich die Ein¬
heitsgewerkschaft an das Wirtschaitsmi-
nisterium wegen der Wiedereinführung ei¬
ner alten Gerechtsame der Saarbevölke-
rung, nämlich die Zuleitung von verbillig¬
ter Berechtigungskohle, gewandt. Be¬
kanntlich war es bis 1945 üblich, daß je¬
der saarländische Haushalt jährlich eine
Zuteilung bis zu 32 Ztr. Förderkohle mit
einer Preisermäßigung von 20 Prozent be¬
anspruchen konnte. Hierbei sei die inter¬
essant Tatsache vermerkt, daß während
des fünfmaligen Besitzwechsels der Saar¬
gruben in den letzten 200 Jahren die Be¬
lieferung der saarländischen Bevölkerung
mit Berechtigungskohle anerkannt war
und ohne Unterbrechung erfolgt ist.
In Verfolg des in jeder Beziehung aner¬

kennenswerten Einsatzes des Wirtschafts¬
ministeriums für die berechtigten Belange
der Bevölkerung sind jetzt die Verhand

hingen soweit gediehen, daß mit der Wie¬
dergewährung der Berechtigungskohlen in
nächster Zeit geie'bret werden kann.
In einem Rundschreiben des Wirtschafts¬

ministers vom 8. 2. 1950 an die Landräte
des Saarlandes heißt es u. a.:

Die Wiedereinführung der Berechti-
gungskohlen durch die Regie des Mines
de La Sarre ist in Kürze zu erwarten. An¬
spruch auf Berichtigungskohlen haben
alle Haushaltungsvorstände, die im Saar¬
land wohnen (mit einigen Ausnahmen).
Es folgen dann die Ausnahmen, und

zwar Haushaltungsvorstände, die bereits
Brennmaterial verbilligt oder ohne Bezah¬
lung erhalten, wie Belegschaftsmitglieder
der Saargruben, der Privatgruben, Eisen¬
bahn, Hüttenwerke und entsprechende
Pensionsempfänger. Das Rundschreiben
enthält weiter die Emzelbestunmungen
und die Abnahmebedingungen.

Gewerkschaftsbewegung und Arbeitsrecht
(Fortsetzung und. Schluß)

In Artikel 157 heißt es: Das Reich schafft
ein einheitliches Arbeüsrecht, Artikel 159
proklamierte die Vereinigungsfreiheit, Ar¬
tikel 163 die Arbeitspflicht und das Recht
auf Arbeit und Fürsorge. Artikel 165 die
gleichberechtigte Mitwirkung der Arbeit¬
nehmer bei Regelung der Arbeitsverhält¬
nisse. Auf diesem Wege folgte 1920 das
Betriebsrätegesetz, welches nach dem
großen Streiks im März 1919 in Aussicht
gestellt worden war. Mit ihm wurde das
Samenkorn der wirtschaftlichen Selbstver¬
waltung im Betriebe gelegt. Der weitere;
Ausbau vollzog sich mit dem Gesetz über
die Betriebsbilanz und die Betriebsgewinn“
und Verlustrechnung von 1921 und dem
Gesetz über die Entsendung von Be-
triebsratsmitgliedem in den Aufsichtsrat
von 1922.
Diese Gesetze wiesen den Arbeitern und

Angestellten ira Betriebe durch ihre Ver¬
tretungen eine neue Stellung zu und si¬
cherten ihnen in gewissem Umfang ein
Recht auf Mitwirkung, Mitbestimmung so¬
wie der Information. Die Arbeitszeitord¬
nung von 1923 brachte mit gewissen Ein¬
schränkungen die Aufrechterhaltung des
Achtstundentages. Mit dem Arbeitsge -
nchtsgesetz von 1926 war die positive
Entwicklung des Arbeitsrechts der Wei¬
marer Zeit im wesentlichen abgeschlos¬
sen. Es waren zwar noch weitere Ge¬
setzentwürfe in Bearbeitung, sie blieben
jedoch unerledigt, weil die erforderlichen
Mehrheitsbeschlüsse nicht mehr zustande
kamen.
Mn der Machtergreifung des National¬

sozialismus wurde die weitere Entwick¬
lung des Arbeitsrechts vollends gedros¬
selt bezw. in sine rückläufige Bewegung
umgesetzt; denn bereits im Mai 1933 wur¬
den die Gewerkschaften zerschlagen und
an ihrer Stelle, out unter ganz anderer
Zielbestimmung, die Deutsche Arbeitsfront
gegründet Unter Berufung auf falsch ver¬
standene Begriffe machte man aus der
Arbeitnehmerschaft oder Belegschaft die
Gefolgschaft, die dem Betriebsführer ,,die
tn der Betriebsgemeinschaft begründete
Treue“ zu halten hatte. Die DAF vertrat
jedoch nicht die Interessen der Arbeit¬
nehmer, da in ihr auch die Arbeitgeber
Mitgliedsrechte hatten. Sie war in erster
Linie ein Werkzeug der Partei zur poli¬
tischen Schulung im nationalsozialisti¬
schen Sinne, und ihre Aufgabe war es
nicht, die materiellen Fragen des ATbeits-
lebens zu klären. In dem grundlegenden
Gesetz jener Zeit, dem Gesetz zur Ord¬
nung der nationalen Arbeit vom 20. 1.1934,
wurde das Führer- und Gefolgschaftrpr n-
zip nach dem sattsam bekannten Muster
in den Betrieben und Unter ehmunge 1
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geführt. Das AOG, wie es abgekürzt ge¬

nannt wird, hatte aber noch weiterei,
schwerwiegende Folgen insofern, als die
Tarifordnung an die Stelle des Tarifver¬
trages und damit an die Stelle der freien
Vereinbarung der beteiligten Berufsver¬
bände eine vom Reichstreuhänder der Ar¬
beit erlassene Verordnung trat. Maßge¬
bend war also nicht mehr in erster Linie
der Schutz des Arbeitnehmers, sondern
lohnpolitische oder sonstige Erwägungen
waren bestimmend. Mit dieser Regelung
war auch die Schlichtungsverordnung
überflüssig und sie wurde aufgehoben.
Durch die Uebernahme des Führerprinzips
im AOG wurde auch das Mitbestimmüngs-
recht illusorisch. Der Unternehmer als
Betriebsführer erließ nunmehr eine Be¬
triebsordnung und schaltete damit die frü¬
here Betriebsvereinbarung aus. So war
es dem Nationalsozialismus gelungen,
mit einem Schlage das Berufsverbands¬
recht, das Betriebsverfassungsrecht und
dGS Schlichtungswesen zu beseitigen.
Im zweiten Weltkrieg wurde auch das

Arbeitsrecht nach den Kriegsgesetzen
ausgerichtet. Eine Unmenge von Geset¬
zen, Verordnungen und Ausführungsbe¬
stimmungen wurde erlassen. So kam es,
daß beim Zusammenbruch ein fast un¬
entwirrbares Knäuel von Vorschriften be¬
stand. Die Auflösungserscheinungen nach
dem kriege haben eine weitere Zersplitte¬
rung eingeleitet und das Gesamtbild noch
weiter verwirrt, weil die Neuerungen auf
arbeifsrechtlichem Gebiet zum geringsten
Teil reichseinheitlich, sondern in der Mehr¬
zahl auf Zonen- und Länderbasis erlas¬
sen wurden. Aus diesem Grunde ist es
sehr schwierig, einen Usberblick über die
Rechtslage im früheren deutschen Reichs¬
gebiet zu erhalten.
Uns als Saarländer liegt natürlich die

Entwicklung des saarländischen Arbeits¬
rechts, wie sie sich auf Grund der poli¬
tischen Gegebenheiten bei uns vollzogen
hat, sowie die Pläne und Entwürfe sei¬
ner Neugestaltung besonders am Herzen.
Allerdings ist noch nicht mit einer end¬
gültigen, umfassenden Kodifikation zu
rechnen, da die Entwicklung noch im Fluß
ist Hatte das Saargebiet nach dem er¬
sten Weltkriege infolge seiner politischen
Sonderstellung nicht in den Genuß der
in der Weimarer Republik errungenen Er¬
folge — z. B. Betriebsrätegesetz von 1920,
Arbeitsgerichtsgesetz von 1926 — kom¬
men können, so hat es mit dem Inkraft¬
treten der Verfassung und auf Grund der
ihm eingeräumten rechtlichen Selbstän¬
digkeit die Möglich " t, seine Gesetzge¬
bung aut die beson n en Bedürfnisse des
Landes ab zu.stimmen.
Doch zuvor war bere.ts die Verordnung

Nr 6 des französischen Oberbefehlsha¬
bers vom 10. 9. 1945 ergangen, welche

mir der Durchführungsverfügung Nr. 6 das
Gewerkschaftsrecht wieder herstellte. Sie
gab den Männern, die sich über alle Not
hinweg der Arbeiterbewegung zur Ver¬
fügung stellten, die Handhabe, die Ge¬
werkschaftsbewegung ira Saarland wieder
aufzubauen. Weiche Schwierigkeiten hier
zu überwinden waren, können wohl nur
die ermessen, welche sich diese Aufgabe
gestellt und sie auch gelöst haben.
Wie bereits erwähnt wurde, hat es bis

1935 im Scargebiet keine Arbeitsgerichte,
sondern nur die Gewerbe-, Kaufmanns¬
und ähnliche Innungsgerichte für beson¬
dere Kategorien von Arbeitnehmern ge¬
geben. Die alte Forderung der Gewerk¬
schaften, eine besondere Gerichtsbarkeit
für alle Streitigkeiten aus dem Arbeits¬
verhältnis zu schaffen, wurde durch die
Rechtsanordnung der Verwaltungskom-
mission vom 1. 4. 1947 auf Grund des
Kontroilratsgesetzes Nr. 21 vom 30. 3.
1946 verwirklicht. Danach wurden im
Saarland drei Arbeitsgerichte, und zwar
in Saarbrücken, Saarlouis und Neunkir-

als Gerichte erster Instanz, ein Lan-
beitsgericht in Saarbrücken als Be-
gs- und Beschwerdeinstanz und ein

at für Arbeitsserchen beim Oberlan-
äesgencht Saarbrücken als Revisionsin¬
stanz errichtet.
Die Betriebsräteverordnung vom 1. 8.

1947 war ebenfalls ein Erfolg gewerk¬
schaftlicher Aktivität. Wenn sie auch
manche Wünsche offen ließ, so war sie
doch für denjenigen, welcher sie anzu¬
wenden verstand, ein wichtiges Instru¬
ment zur Weckung der Betriebsdemokra¬
tie

F. Seil.

Die Arbeitsmarktlage
Der Arbeitsmarktanzeiger vom 27. 2. 50

meldet regelmäßig offene Stellen, für di©
bei den . saarländischen Arbeitsämtern
keine geeignete Bewerber gemeldt sind.
Im Rahmen des uns hierfür zur Verfügung
stehenden Raume« ist uns der gesamte
Abdruck nicht möglich. Deshalb geben
wir auszugsweise die meistgefragten of¬
fene Stellen wieder. In Saarbrücken wer¬
den Baufacharbeiter, Steinhauer, Eeton-
bauer, Plattenleger, ttarosserieklempner
and Autoschlosser gesucht. Sulzbach
sucht Zimmerer und Maurer; Völklingen
Metalldreher und Baufacharbeiter; Heus¬
weiler sucht Fliesenleger; Neunkirchen
Maurer, Zimmerer, Gipser und Steinhauer;
Saariouis Polierer, Rohrstemmer und Plat¬
tenleger; St. Ingbert Spitzen- und Univer¬
saldreher; Hamburg sucht hauptsächlich
Bau facharbeite r.
Stellen suchen insbesondere: technische

Zeichner, Buchhalter, Ete’dro- und Bauin¬
genieure, Vermessungstechniker, Filmvor¬
führer, Schriftsetzer und Buchbinder.

<Kan& J&dcktec, 75 J.afice ait
Der Präsident des Deutschen Gewerk¬

schaftsbundes, Dr. h. c. Hans Bock ler,
wurde am 26. Februar 75 Jahre alt.
Er gehört zu jenen markanten Persön¬

lichkeiten im internationalen Gewerk¬
schaftsleben, die durch Kampf und Un¬
terdrückung seit einem Menschenalter,
mh realem Sinn und stets bewährtem
Weitblick sich für das Wohl der Arbeit¬
nehmerschaft einsetzten. Schon in jungen
Jahren, als die Gewerkschaftsbewegung
noch in Kinderschuhen war, trat er am
15. Juni 1894 dem Deutschen Metallarbei-
terverband bei.
Seine Tätigkeit führte ihn in den zwan¬

ziger Jahren in alle Teile Deutschlands.
1920 wurde er in Köll Bevollmächtigter
der Verwaltungsstelle des Deutschen Me¬
tallarbeiterverbandes und 1927 im Allge¬
meinen Deutschen Gewerkschaftsbund für
Rheinland und Westfalen-Lippe Bezirks¬
sekretär. Im Jahre 1928 wurde Böckler in
den Reichstag gewählt. Dem Nationalso¬
zialismus beugte sich der weit über Sech¬
zigjährige nicht. Mit 70 Jahren ging Bock-
ler nach dem Zusammenbruch erneut ans
Werk. In Bielefeld wählte man ihn am
24. April 1947 zum Vorsitzenden des Deut¬
schen Gewerkschaftsbundes. Auch führte
er als einer der erfahrensten Gewerk¬
schaftler den Vorsitz im Gewerkschafte¬
rn! der Doppelzone, später der Trizone
und wurde am 14. Oktober 1949 in Mün¬
chen zum Präsidenten des Deufschr^^^^la■■i^ilaB■l,
werkschaftsbundes in der Bundesrepublik
gewählt.
Nicht nur in Deutschland genießt Hans

Böckler hohes Ansehen; auch das Aus¬
land ehrte den deutschen Gewerkschafts¬
vorsitzenden, als am 7. Dezember 1949 in
London er zum Vizepräsidenten gewählt
wurde. Auch durch die juristische Fakul¬
tät der Universität Köln blieb ihm die An¬
erkennung nicht versagt. Anläßlich sei¬
nes 73. Geburtstages verlieh man ihm die
Würde eines Doktors der Rechtswissen¬
schaften.
Aufrecht und zielbewußt schritt Hans

Böckler Zeit seines Lebens den geraden
Weg. Mn Energie wird er das große Ziel
der Gewerkschaften zu erreichen versu¬
chen. Nämlich die Verwirklichung der
Mitbestimmung des schaffenden Men¬
schen in der Wirtschaft.
Tag für Tag erledigt Hans Böckler ira

vierten Stock des Bundeshauses des Deut¬
schen Gewerkschaftsbundes sein umfang¬
reiches Arbeitspensum. Bewußt und ziel¬
sicher werden noch heute unter seinem
Vorsitz im Bundeshaus die Entscheidun¬
gen getroffen, Entscheidungen, die nicht
nur für die Masse der Arbeitnehmerschaft,
sondern für das gesamte' deutsche Volk
von weittragender Bedeutung sind.

Hans Böckler weiß, daß bei einer De¬
mokratisierung nicht nur des politischen,
sondern auch des wirtschaftlichen Rau¬
mes, der Gedanke der Demokratie auf
breitester Basis Wurzel fassen kann und
nur so eine Hebung des Lebensstandar-
des der Arbeitnehmerschaft zu verwirkli¬
chen ist.

Fünf Millionen schaffende Mensciren
schenken Hans Böckler unbeirrt ihr Ver¬
trauen und helfen mit. trotz aller Schwie¬
rigkeiten, noch weitere Erfolge unter sei¬
ner Leitung zu erzielen.
Die Gewerkschaftler an der Saar grü¬

ßen den Jubilar mit herzlichen Glückwün¬
schen!

ßie Iheatetqemeinde teiU mit:

Miete 1 :

Sonntag, 12. 3: „Was Ihr wollt.“

M i e t e 2:
Dienstag, 21. 3: „Was Ihr wollt.“

Miete 3:
Dienstag, 14. März: „Der Freischütz.“


